
1

HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/10162/22

Bereich 32 - Ordnung
Hr. Lauterschlag Datum: 

23.06.2022

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Ausschuss für Mobilität
Rat der Hansestadt Lüneburg

Befristete Änderung der 12. Änderung der Verordnung der Hansestadt Lüneburg zur 
Regelung des Taxenverkehrs (Taxenverordnung) sowie 10. Änderung der Verord-
nung zur Regelung des Taxenverkehrs im Landkreis Lüneburg (Taxenverordnung)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

Ö 04.07.2022 Ausschuss für Mobilität

N 12.07.2022 Verwaltungsausschuss

Ö 13.07.2022 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:
Das Taxigewerbe steht nach den coronabedingten Umsatzeinbrüchen erneut vor großen 
finanziellen Herausforderungen. Infolge der Ukraine Krise sind die Kraftstoffpreise massiv 
angestiegen. 

Des Weiteren liegt ein Antrag der GVN (Gesamtverband Verkehrsgewerbe Niedersachsen 
e.V.) vom 14.03.2022 vor, in dem eine Abfrage der Mitglieder thematisiert worden ist. Die 
Abfrage ergab, dass die Entgelte für den Gelegenheitsverkehr mit Taxen nicht mehr ausrei-
chend seien. 

Auch die vom Bund kürzlich bereitgestellte Senkung der Energiesteuer auf Kraftstoffe im 
Rahmen des Entlastungspaketes 2022 reicht nicht aus, um den aktuellen Preisanstieg der 
Inflation und die steigenden Benzinpreise zu kompensieren.

Hinzu kommen die allgemeinen Preissteigerungen der Branche und der Anstieg des Min-
destlohnes von derzeit 9,82 Euro auf 10,45 Euro zum 01.07.2022 sowie auf 12,00 Euro zum 
01.10.2022. Allein 60 % der allgemeinen Betriebskosten der Taxenunternehmen entfallen 
auf die Personalkosten. 

Die Summe der finanziellen Herausforderungen bedrohen inzwischen die Existenz der Ta-
xenunternehmen.

Nach § 39 Absatz 2 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) sollen die Beförderungsentgelte 
unter der Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage angemessen sein. 
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Bei der Abwägung einer etwaigen Erhöhung der Taxitarife wurden die örtlichen Gegebenhei-
ten, die allgemeine Preissteigerung und die Erhöhung des Mindestlohnes einbezogen.

Mit Beschluss des Rates vom 29.08.2019 (VO/8441/19) wurde die Verwaltung beauftragt, 
Angebote für ein unabhängiges Taxengutachten einzuholen und im Zuge der Haushaltspla-
nung 2020 entsprechende Mittel zu berücksichtigen. Ziel war es, mit fachlichen Erhebungen 
und belastbaren Zahlenwerten objektive Aussagen zur Auskömmlichkeit der seinerzeitigen 
Gebührentarife für das Taxengewerbe zu erhalten, um daraufhin die Taxenverordnung anzu-
passen.

Die Beauftragung hat sich leider verzögert. Nach der vorgenannten Beschlussfassung erfolg-
te durch den Bereich 32 eine Marktsondierung und die Kontaktaufnahme zu verschiedenen 
Gutachtern. Nach haushaltsrechtlicher Absicherung wurden seitens der Verwaltung dann 
formal Angebote eingeholt. Zu diesem Zeitpunkt zeigten sich aber schon die Auswirkungen 
der im Frühjahr 2020 ausgebrochenen Corona-Pandemie und die potentiellen Auftragneh-
mer verwiesen darauf, dass durch die Folgen der Einschränkung des öffentlichen Lebens 
(diverse Lockdowns, Homeoffice, Sorge der Bevölkerung vor Nutzung öffentlicher Verkehrs-
mittel) eine valide Gutachtenerstellung nicht möglich. Hinzukamen gravierende personelle 
Engpässe im Bereich Ordnung und daraus resultierend die Notwendigkeit der Verlagerung 
von Arbeitskapazitäten und Arbeitsschwerpunkten. 

Die angefragten Gutachter haben zwischenzeitlich erkannt, dass Handlungsdruck besteht 
und daher Verfahren entwickelt, mit denen coronabedingte Verwerfungen sowie ähnliche 
Einflüsse bereinigt werden können. Das Gutachten wird zeitnah beauftragt; die Bearbei-
tungszeit beträgt rund ein Jahr.

Anpassungen des § 7 der Verordnung zur Regelung des Taxenverkehrs im Landkreis Lüne-
burg und gleichlautender Text des § 8 der Verordnung der Hansestadt Lüneburg zur Rege-
lung des Taxenverkehrs (Taxenverordnung) müssten vorgenommen werden: 

1. Antrag und Vorschlag der GVN:

(2)Der Bereitstellungspreis für jede Fahrt beträgt 3,00 Euro (Neu 4,00 €  Steige-
rung um 25 %), für Fahrten in der Nacht zwischen 23:00 Uhr und 06:00 Uhr be-
trägt der Bereitstellungspreis 5,00 Euro (Neu 6,30 €  Steigerung um 26 %). In 
diesem Preis ist eine Fahrleistung von 41,67 m (Neu 35,71m) oder eine Warte-
zeit von 14,40 Sekunden (Neu 10,59 sec) enthalten.

(3) Das Entgelt für jede weitere Fahrleistung wird wie folgt festgesetzt:
a) bis zu 4.000 m:

je angefangene Fahrleistung von je 41,67 m (Neu 
35,71m) besetzt gefahrene Wegstrecke sind 0,10 Euro 
zu zahlen (also pro Kilometer 2,40 Euro – NEU: 2,80  
Steigerung von 16,67 %)

b) Neu: Ziffer b soll gestrichen werden
 über 4.000 m hinausgehende Fahrleistungen:

je angefangene Fahrleistung von je 45,45 m besetzt 
gefahrene Wegstrecke sind 0,10 Euro zu zahlen (also 
pro Kilometer 2,20 Euro  somit 2,80  eine Steigerung 
von 27,27 %).

(4) Wartezeiten, die durch den Fahrauftrag begründet sind, werden mit 0,10 Euro 
je 14,40 Sekunden (Neu 10,59sec )(je volle Stunde 25,00 Euro  Neu 34,00 €  
Preissteigerung von 36 % ) berechnet. Als Wartezeit gilt jedes zwangsläufige 
Warten der Taxe nach Annahme des Fahrauftrages sowie ein verkehrsbedingtes 
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Halten oder ein langsames Fahren der Taxe.

Trotz der plausiblen Erklärung der GVN zu den Preissteigerungen erscheint eine unbefristete 
durchschnittliche Erhöhung von 25 %, ohne das angestrebte Gutachten berücksichtigen zu 
können, als zu hoch. Zumal nach einer rechnerischen Ermittlung des Niedersächsischen 
Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung nach Abwägung aller Tatbe-
stände eine Steigerung der Tarife in Höhe von durchschnittlich bis zu 20 % als angemessen 
angesehen werden kann (siehe Anlage).

2. Vorschlag der Verwaltung: 
Die Verwaltung schlägt vor, zunächst befristet bis zum 31.12.2023 die nachfolgenden Anpas-
sungen und eine ggf. weitergehende Erhöhung mit neuer Tarifstruktur erst unter Berücksich-
tigung des Gutachtens vorznehmen: 

(2)Der Bereitstellungspreis für jede Fahrt beträgt 3,00 Euro (Neu 3,50 €  Steige-
rung um 16,67 %), für Fahrten in der Nacht zwischen 23:00 Uhr und 06:00 Uhr be-
trägt der Bereitstellungspreis 5,00 Euro (keine Änderungen zuletzt erhöht 2018). 
In diesem Preis ist eine Fahrleistung von 41,67 m (Neu 36,36m) oder eine War-
tezeit von 14,40 Sekunden (Neu 12,41 sec) enthalten.

(3) Das Entgelt für jede weitere Fahrleistung wird wie folgt festgesetzt:
a) bis zu 4.000 m:

je angefangene Fahrleistung von je 41,67 m (Neu 
36,36m) besetzt gefahrene Wegstrecke sind 0,10 Euro 
zu zahlen (also pro Kilometer 2,40 Euro – NEU: 2,75  
Steigerung von 14,58 %)

b) über 4.000 m hinausgehende Fahrleistungen:
je angefangene Fahrleistung von je 45,45 m (Neu 40m) 
besetzt gefahrene Wegstrecke sind 0,10 Euro zu zah-
len (also pro Kilometer 2,20 Euro – Neu: 2,50  Steige-
rung von 13,64 %).

(4) Wartezeiten, die durch den Fahrauftrag begründet sind, werden mit 0,10 Euro 
je 14,40 Sekunden (Neu 12,41 sec) (je volle Stunde 25,00 Euro  Neu 29,00 €  
Preissteigerung von 16 % ) berechnet. Als Wartezeit gilt jedes zwangsläufige 
Warten der Taxe nach Annahme des Fahrauftrages sowie ein verkehrsbedingtes 
Halten oder ein langsames Fahren der Taxe.

Mit einer temporären Erhöhung der Taxitarife nach dem Vorschlag der Verwaltung kommt 
eine Steigerung von durchschnittlich ca. 15 % zustande, welche aber unter der von der GVN 
vorgeschlagenen Erhöhung liegt. Weitere Erhöhungen sind dann im Zusammenhang mit 
dem Gutachten denkbar. 

Die 15 % Steigerung werden als Sicherung des Taxigewerbes und der damit zusammenhän-
genden Aufgabe aus dem PBefG der Hansestadt Lüneburg als notwendig, aber vorerst als 
ausreichend betrachtet. Bei weiteren drastischen wirtschaftlichen Änderungen muss aller-
dings eine kurzfristige Änderung der Taxenverordnung in Erwägung gezogen werden.

Hinweis:
Der Rat der Hansestadt Lüneburg beschließt auch über die Taxenverordnung des Landkrei-
ses Lüneburg (siehe dazu den Finanzvertrag mit dem Landkreis Lüneburg.) 

Folgenabschätzung:

A) Auswirkungen auf die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs
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Ziel
Auswirkung 
positiv (+)
und/oder
negativ (–) 

Erläuterung der Auswirkungen

1 Umwelt- und Klimaschutz 
(SDG 6, 13, 14 und 15) - Durch das Taxengewerbe werden Emissionen verursacht

2 Nachhaltige Städte und 
Gemeinden (SDG 11)

3 Bezahlbare und saubere 
Energie (SDG 7)

4 Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion (SDG 12)

5 Gesundheit und Wohlerge-
hen (SDG 3) 

6 Hochwertige Bildung
(SDG 4)

7 Weniger Ungleichheiten
(SDG 5 und 10)

8 Wirtschaftswachstum
(SDG 8)

9 Industrie, Innovation und 
Infrastruktur (SDG 9)

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs leiten sich eng aus den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 
Goals, SDG) der Vereinten Nationen ab. Um eine Irreführung zu vermeiden, wird durch die Nennung der UN-Nummerierung in 
Klammern auf die jeweiligen Original-SDG hingewiesen. 

B) Klimaauswirkungen

a) CO2-Emissionen (Mehrfachnennungen sind möglich)

□ Neutral (0): durch die zu beschließende Maßnahme entstehen keine CO2-Emissionen

□ Positiv (+): CO2-Einsparung (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr 

und/oder

X Negativ (-): CO2-Emissionen (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr

b)  Vorausgegangene Beschlussvorlagen

□ Die Klimaauswirkungen des zugrundeliegenden Vorhabens wurden bereits in der Be-
schlussvorlage VO/__________ geprüft.

c)  Richtlinie der Hansestadt Lüneburg zur nachhaltigen Beschaffung (Beschaffungsrichtlinie)

□ Die Vorgaben wurden eingehalten.
□ Die Vorgaben wurden berücksichtigt, sind aber nur bedingt anwendbar.
oder
X Die Beschaffungsrichtlinie ist für das Vorhaben irrelevant.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 100,00 €
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aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:

Anlagen:
1. Antrag der GVN vom 14.03.22
2. Schreiben des MW vom 03.05.2022

Beschlussvorschlag:
Der Rat der Hansestadt Lüneburg beschließt, den Vorschlag der Verwaltung zur Sicherung 
des Taxengewerbes befristet bis zum 31.12.2023 anzunehmen. Eine erneute Anpassung 
des Taxentarifes ist nach der Fertigstellung des Gutachtens durch die Verwaltung zu prüfen 
und dem Rat ggf. vorzuschlagen.

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
des Proto-

kollf.

1

2

3

4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
DEZERNAT III
Bereich 34 - Klimaschutz und Nachhaltigkeit
Bereich 35 - Mobilität
Fachbereich 3a - Ordnung und Bürgerservice
Fachbereich 3b - Klimaschutz, Nachhaltigkeit, Umwelt und Mobilität











 
 
 
 

 

Niedersächsisches Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 
Postfach 1 01, 30001 Hannover 

Niedersächsisches Ministerium  
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr  
und Digitalisierung 

 

Dienstgebäude 
Windmühlenstraße 1-2 
30159 Hannover 
Paketanschrift 
Friedrichswall 1 
30159 Hannover 

Telefon 
0511 120-0 
 

Telefax 
0511 120-7891 
0511 120-7892 
 

E-Mail 
Poststelle@mw.niedersachsen.de 

Bankverbindung 
IBAN: DE94 2505 0000 0106 0223 12 
SWIFT-BIC: NOLA DE 2H XXX 

 

Verteiler Genehmigungsbehörden 
Gelegenheitsverkehr mit Taxen 
per E-Mail 
 
nachrichtlich: MEN 
per E-Mail 
 
 
 
Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Mein Zeichen (Bei Antwort angeben) Durchwahl 0511 120- Hannover 

 44-30130/2302 78 35 03.05.2022 
 
 
Taxi- und Mietwagengewerbe; Mindestlohn, Kraftstoffpreise, Corona; hier: Überprüfung 
der kommunalen Taxitarife 
 
 
Das Taxigewerbe steht nach den coronabedingten Umsatzeinbrüchen erneut vor großen finanzi-
ellen Herausforderungen. Infolge der Ukraine Krise sind die Kraftstoffpreise massiv angestiegen. 
Hier hat der Bund bereits angekündigt mit einer Senkung der Ernergiesteuer auf Kraftstoffe im 
Rahmen des Entlastungspaketes 2022 gegensteuern zu wollen. Aber auch die allgemeine Preis-
steigerung bereitet der Branche Probleme. Darüber hinaus ist der Anstieg des Mindeslohnes 
von derzeit 9,82 Euro auf 10,45 Euro zum 01.07.2022 und auf 12,00 Euro zum 01.10.2022 zu 
bewältigen. Allein 60 % der allgemeinen Betriebskosten entfallen auf die Personalkosten.  
Die Summe der finanziellen Herausforderungen bedrohen inzwischen die Existenz der Taxiun-
ternehmen.  
 
Ich gehe davon aus, dass den meisten Genehmigungsbehörden inzwischen Anträge auf Taxita-
rifanpassungen vorliegen. Ich möchte Sie heute hinsichtlich der Dringlichkeit der Überprüfung 
dieser auf ihre wirtschaftliche Angemessenheit sensibilisieren und Unterstützung bei der Ent-
scheidung einer etwaigen Anpassung der Tarife anbieten.  
 
Bitte bearbeiten Sie die Anträge so zügig wie möglich. Machen Sie von den Möglichkeiten ver-
kürzter Anhörungs- und Beteiligungsfristen Gebrauch. Nutzen Sie alle Wege, die Prozesse zu 
beschleunigen, z. B. Umlauf- oder Sternmitzeichnungsverfahren. Beziehen Sie das MEN schon 
ein, wenn der Antrag vorgelegt wird. So können von dort bereits Termine verabredet und Vorbe-
reitungen zum Eichen der Taxameter getroffen werden.  
 
Bei Ihrer Abwägung betrachten Sie die örtlichen Gegebenheiten, beziehen Sie aber auch die all-
gemeine Preissteigerung und die Mindestlohnerhöhungsquote in Ihre Überlegung mit ein. Be-
achten Sie auf der anderen Seite den Schutz des örtlichen Taxigewerbes. Und nicht zuletzt be-
rücksichtigen Sie den Zeitpunkt und Umfang der letzten Tarifanhebung. Nach Abwägung aller 
Tatbestände kann eine Steigerung der Tarife in Höhe von durchschnittlich bis zu 20 %, in be-
gründeten Ausnahmefällen auch darüber, durchaus als angemessen angesehen werden.  
 
Im Auftrag 
Bergmann 

 
 
 
 
Bearbeitet von 

Andrea Bergmann 
 
E-Mail 
andrea.bergmann@mw.niedersachsen.de 



Stadtratsfraktion  
im Rat der Hansestadt Lüneburg 

Auf dem Meere 14-15 

21335 Lüneburg 

 

Tel.: 0 41 31/23 28 59 

Fax: 0 41 31/33 104 

Sparkasse Lüneburg 

IBAN: DE49 2405 0110 0057 0502 54 
BIC: NOLADE21LBG 

 

Vorsitzende: 

Andrea Schröder-
Ehlers 

 Email: info@spd-ratsfraktion-lueneburg.de 
Internet: www.spd-ratsfraktion-lueneburg.de 

• • • 

– 

 
 

 

 

 

 

 

 

 
 30. Juni 2022 

Änderungsantrag zu TOP Ö 8 Mobilitätsausschuss 
Befristete Änderung der 12. Änderung der Verordnung der Hansestadt Lüneburg zur 
Regelung des Taxenverkehrs (Taxenverordnung) sowie 10. Änderung der Verordnung zur 
Regelung des Taxenverkehrs im Landkreis Lüneburg (Taxenverordnung) 
 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin Kalisch, 

die SPD beantragt, der Mobilitätsausschuss möge beschließen, die Beförderungsentgelte 
wie folgt anzupassen: 

§ 7 Beförderungsentgelt 

(2) Der Bereitstellungspreis für jede Fahrt beträgt 3,60 Euro (bisher 3,00 Euro), für Fahrten 
in der Nacht zwischen 23:00 Uhr und 06:00 Uhr beträgt der Bereitstellungspreis 6,00 Euro 
(bisher 5,00 Euro). In diesem Preis ist eine Fahrleistung von 35,71m (bisher 41,67 m) oder 
eine Wartezeit von 10,59 Sekunden (bisher 14,40 Sekunden) enthalten.  

(3) Das Entgelt für jede weitere Fahrleistung wird wie folgt festgesetzt: 

a) bis zu 4.000 m: 

je angefangene Fahrleistung von je 35,71 m (bisher 41,67 m) besetzt gefahrene Wegstrecke 
sind 0,10 Euro zu zahlen, also pro Kilometer 2,80 Euro (bisher 2,40 Euro). 

b) dieser Absatz wird gestrichen 

(Nur nachrichtlich der aktuelle Text: über 4.000 m hinausgehende Fahrleistungen: 

je angefangene Fahrleistung von je 45,45 m besetzt gefahrene Wegstrecke sind 0,10 Euro 
zu zahlen, also pro Kilometer 2,20 Euro.)  

(4) Wartezeiten, die durch den Fahrauftrag begründet sind, werden mit 0,10 Euro je 12,00 
Sekunden (bisher 14,40 Sekunden), je volle Stunde 30,00 Euro (bisher 25,00 Euro) 
berechnet. Als Wartezeit gilt jedes zwangsläufige Warten der Taxe nach Annahme des 
Fahrauftrages sowie ein verkehrsbedingtes Halten oder ein langsames Fahren der Taxe.) 

Die Festschreibung der Anpassung ist längstens bis zum 31.12.2023 festzuschreiben. 
Nach Vorliegen des ausstehenden Gutachtens ist die Tarifstruktur unverzüglich zu 
überprüfen. 

Jörg Kohlstedt | Stöteroggestraße 32 | 21339 Lüneburg 

Oberbürgermeisterin Claudia Kalisch 
 
Rathaus 
 

21335 Lüneburg 
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Begründung: 

Die finanziellen Herausforderungen im Taxengewerbe bedrohen inzwischen die Existenz der 
Taxenunternehmen und stellen die Daseinsvorsorge in Frage. Da kann und darf nicht sein. 
Dass eine Erhöhung der Taxenpreise bei den Kunden grundsätzlich kritisch gesehen wird, ist 

nachvollziehbar. Dies haben wir in die Interessensabwägung einbezogen. 

Der aktuelle gültige Taxenordnung datiert aus 2019. 

Bereits mit Beschluss des Rats vom 29.08.2019 (VO/8441/19) wurde ein Taxengutachten in 
Auftrag gegeben. Dieses ist bis heute aus verschiedenen Gründen nicht beauftragt bzw. liegt 
nicht vor. Es darf nun jedoch nicht sein, dass sich auf das ausstehende Gutachten 
zurückgezogen wird und die Taxenunternehmen die Leidtragenden werden. Dringlich ist nun 
die Überprüfung der wirtschaftlichen Angemessenheit durchzuführen 

Das Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung geht 
in seinem Schreiben (44-30130/2302) vom 03.05.2022 nach Abwägung aller Tatbestände 
davon aus, dass, sofern noch kein Gutachten zu den Beförderungsentgelten vorliegt, eine 
Tarifanhebung um durchschnittlich 20% als angemessen angesehen wird. Damit liegt eine 
für alle Seiten nachvollziehbare und vereinbare Basis vor. 

Der überwiegende Anteil von 60% der allgemeinen Betriebskosten der Taxenunternehmen 
entfallen auf Personalkosten. Diese sind seit 2019, sofern Mindestlohn gezahlt wird, von 
2019 mit 9,19 Euro/Stunde aktuell auf 9,82 Euro/Stunde, also um 7% gestiegen. Der 
Mindestlohn ab 01. Oktober 2022 beträgt 12 Euro/Stunde, was eine Steigerung seit 2019 
von über 30% darstellt. Dieses ist ausdrücklich politisch gewollt, muss sich aber auch in der 
Gestaltung der Beförderungsentgelte wiederfinden. 

Den bisherigen rechnerischen Nachlass ab einer zurückgelegten Wegstrecke von 4 km 
sehen wir nicht mehr, da die Kosten sich dort nicht reduzieren.  

Die Kraftstoffpreise sind im gleichen Zeitraum um über 60% gestiegen, weiter sind die 
Werkstattkosten angezogen. 

Die Steigerung der Beförderungsentgelte um 20% sehen wir als in Abwägung der 
Tatbestände als untere Kante eines Kompromisses an. 

Der Vorschlag der Verwaltung mit einer Steigerung von durchschnittlich 15% wird 
ausdrücklich als nicht der aktuellen Lage und Herausforderungen an die Existenz der 
Taxenunternehmen angemessen angesehen. 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Jörg Kohlstedt 
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